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Im Würgegriff

des Staates

V O N P AT R I C K S E N S B U R G

Thomas Hobbes hat den Leviathan, das
alttestamentliche Ungeheuer des Jüngsten
Gerichts, zum Sinnbild des allmächtigen
Staates gemacht. In seiner gleichnamigen
staatsphilosophischen Schrift aus dem
Jahre 1651 sieht er uns Bürger und damit
das Staatsvolk im Würgegriff des ständig
erstarkenden bürokratischen Staatsappa-
rates. Bürokratie ist aber nach Max Weber
die idealtypische Form einer legalen und
rationalen Herrschaft. Wesentliche Ent-
scheidungen der Exekutiven werden nicht
willkürlich von einzelnen Personen, son-
dern nach klaren Vorgaben und innerhalb
festgelegter Strukturen getroffen. Sobald
es an guter Verwaltung, mithin an Büro-
kratie mangelt, bahnen sich andere Ent-
scheidungsformen ihren Weg. Korruption,
Vetternwirtschaft, Steuerhinterziehung,
Bestechung und Unterschlagung von
Staatseigentum sind nur einige Folgen von
nicht funktionierenden Staatstrukturen.
Doch wie passt Hobbes Angst vor dem die
Bürger entmündigenden Staatsapparat
und Webers Sehnsucht nach ordnender
Verwaltung zusammen? Sie sind keine
Widersprüche – sie sind Maß und Mitte.
Ohne einen ordnenden Staat lassen sich
Gerechtigkeit, Freiheit, Fürsorge oder die
Gestaltung einer globalen Zukunft nicht
meistern. Die Frage ist also nicht, „ob“ wir
Bürokratie benötigen, sondern wo und
wieviel. Wenn Bürokratieabbau ein Nar-
rativ ist, das wir nicht mehr differenziert
hinterfragen, entmachtet sich der Staat
zum Beispiel in Sicherheitsfragen, weil
schlichtweg Polizisten und Soldaten feh-
len. Gleichzeitig lähmt er zum Beispiel die
Wirtschaft, indem er für jedes Brötchen
eine Rechnung fordert oder für jede Tätig-
keit zahlreiche Genehmigungen.

Nicht alles muss
geregelt werden

Was ist der Grund, warum wir in Deutsch-
land Maß und Mitte nicht mehr finden?
Zum einen ist es die heutzutage im System
etablierte Schwäche, für Macht keine Ver-
antwortung mehr tragen zu wollen, und
die gleichzeitig nicht vorhandene Fehler-
kultur. Wer heutzutage in Führungsfunk-
tion Fehler macht, ist weg. Karrieren wer-
den in Sekunden beendet und die Medien
helfen gerne dabei. Wer für keine Proble-
me oder Fehler verantwortlich gemacht
werden kann, kann mit der Zeit bis in
Spitzenpositionen kommen – bloß nicht
anecken oder negativ auffallen. Das Prin-
zip der Subsidiarität aus der katholischen
Soziallehre wird sträflich vernachlässigt.
Wir haben schon beinahe unser Gespür
dafür verloren, was der Staat eigentlich
alles nicht regeln sollte. Wenn sich Wirt-
schaftsverbände immer mehr staatliche
Förderprogrammen und Subventionen
wünschen, anstatt konkrete Gesetze zu be-
nennen, die abgeschafft werden müssen,
muss man sich nicht wundern, dass der
Staat für alles Regelungen schafft, anstatt
nur das mutig zu entscheiden, was wirklich
wesentlich ist. Und wir als Bürger sollten
auch nicht für alles eine Regelung verlan-
gen und immer öfter nach dem Staat ru-
fen, sondern mutig einfach mal machen!
Dazu müssen wir aber endlich wieder dif-
ferenzieren, wo und wieviel Bürokratie wir
brauchen – zurück zu Maß und Mitte!

Der Autor ist Professor an der Hochschule für
Polizei und öffentliche Verwaltung NRW und
an der Universität Wien. Er war von 2009 bis
2021 CDU-Bundestagsabgeordneter.
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Von wegen Energiepreise: Die „Wirtschaftsweisen“ sorgen sich um Gleichstellung und demographischen Wandel.
Ihre Konzepte gegen schwaches Wachstum und instabile Rentenkassen bergen Sprengstoff V O N J A K O B R A N K E

E
r soll „Fehlentwicklungen und
Möglichkeiten zu deren Vermei-
dung“ aufzeigen, aber „ohne
Empfehlungen für bestimmte

wirtschafts- und sozialpolitische Maßnah-
men“. Die Rede ist vom „Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung“, auch genannt „die

tere Zukunft. Nach Ende der derzeitigen
Rezession erwarten Schnitzer und ihre Kol-
legen nur 0,4 Prozent jährliches Wachstum
des „Produktionspotentials“ (also des bei
normaler Auslastung möglichen Bruttoin-
landsprodukts) bis 2028. Auch darüber hi-
naus gehen die Wirtschaftsweisen nur von
0,7 Prozent aus. Zwischen 2000 und 2019

Zuwanderung, mehr investieren, besser fi-
nanzieren, stellenweise umverteilen. „Sehr
unangenehme Entscheidungen stehen an“,
urteilt die Energieökonomin Veronika
Grimm. Mit der 455 Seiten starken Exper-
tise helfe man den Politikern, mal „im Wind
stehen zu bleiben“. In der Tat dürfte es
nicht leicht sein, dem Wähler die vorge-

Entwicklung des Preisniveaus gekoppelt
werden – Renten würden dann real gar
nicht mehr steigen. Weitere Entlastung des
Systems versprechen sich die Autoren von
„intragenerationeller Umverteilung“: eine
„progressive Rentenberechnung“ könnte
ähnlich wie im Steuersystem dafür sorgen,
dass gut verdienende Beitragszahler am En-
Wirtschaftsweisen“. Das fünfköpfige Gre-
mium gilt als das einflussreichste unabhän-
gige Beratungsgremium der Bundesrepub-
lik in wirtschaftlichen Fragen, und ist, wie
der eingangs zitierte gesetzliche Auftrag
schon vermuten lässt, jedes Jahr mit einer
diffizilen Angelegenheit befasst. Einerseits
sollen wissenschaftlich neutral Gestal-
tungsoptionen aufgezeigt werden, ohne
politische Schlagseite zu entwickeln. Ande-
rerseits gleichzeitig Fehlentwicklungen als
solche erkannt und vor allem benannt wer-
den, was naturgemäß ein Minimum an nor-
mativer Vorfestlegung bedingt.

Monika Schnitzer, die Vorsitzende des
Rates, legte den Auftrag bei der Pressekon-
ferenz zur Vorstellung des Berichts in der
vergangenen Woche jedenfalls recht selbst-
bewusst aus. Die Vorschläge des Gremiums
ermöglichten ein „Ankommen im 21. Jahr-
hundert“ und ermächtigten Frauen, für sich
selbst zu sorgen. Folgt man Schnitzers Aus-
führungen, ist dies derzeit noch nicht ge-
währleistet: Die (gleichwohl über dem
europäischen Durchschnitt liegenden) Er-
werbstätigenquote von 73,1 Prozent bei
Frauen zwischen 15 und 64 Jahren, rund
sieben Prozentpunkte weniger als bei den
Männern, und eine Teilzeitquote von im-
merhin 47 Prozent, sei das Ergebnis von
„Fehlanreizen“. Die „besseren Anreize“, die
aus den Reformvorschlägen für Ehegatten-
splitting, Witwenrente und Kinderbetreu-
ung resultierten, würden Frauen durch ver-
mehrte Erwerbsarbeit helfen, „dass sie in
ihrer Partnerschaft, ich sag's ganz klar, auch
eine bessere Verhandlungsposition haben“.

Die Mehrarbeit, die nach der Vorstellung
der Wirtschaftsweisen auf Frauen (wie
auch auf ältere Arbeitnehmer) zukommen
sollte, ist allerdings nicht primär gleichstel-
lungspolitisch begründet. Tatsächlich prog-
nostizieren die Wissenschaftler Deutsch-
land gleich auf mehreren Ebenen eine düs-
betrug das entsprechende Wachstum dem
Gutachten zufolge noch 1,4 Prozent pro
Jahr. Wichtigste Ursache für das schwache
Wachstum sei der demographische Wandel,
der für einen Rückgang des Arbeitsvolu-
mens sorge.

Die Babyboomer gehen in
die Rente – jetzt
Dass der Wirtschaft weniger Arbeitnehmer
zur Verfügung stehen dürften, hat darüber
hinaus auch Auswirkungen auf das Renten-
system. Man befinde sich, so der Bochumer
Demographie-Experte Martin Werding, „in
einer Situation, wo die demographische Al-
terung, die ja schon länger unterwegs ist,
aber jetzt ein paar Jahre pausiert hat, vor
einem nächsten starken Schub steht“.
Durch den Renteneintritt der Babyboomer
während der nächsten 15 Jahre verschlech-
tere sich „die Relation zwischen denjenigen,
die das gesetzliche Rentensystem finanzie-
ren, und denjenigen, die Leistung erwarten,
sehr stark“. Davor habe der Rat schon in
den vergangenen Jahren mehrfach gewarnt,
doch die Politik habe „das Thema in den
letzten Jahren ein bisschen schleifen las-
sen“. Für Schnitzer ist die Untätigkeit der
Politik kein Wunder. Rentenreformen seien
eben „kein Thema, mit dem man Wahlen
gewinnt“. Die Lasten würden jedoch höher
– „einer muss sie übernehmen“. Tatsächlich
gehen die Wirtschaftsweisen davon aus,
dass ohne Reformen der Beitragssatz zur
Rentenversicherung von derzeit 18,6 Pro-
zent auf 20,9 Prozent 2035 steigen wird –
bei gleichzeitig ebenfalls deutlich gestiege-
nem „Bundeszuschuss“, der seit langem das
Finanzloch der Rentenversicherung mit
Steuergeld stopft.

Was also tun, um den wirtschaftlichen
und demographischen Problemen zu begeg-
nen? Mehr arbeiten, länger arbeiten, mehr
schlagenen Maßnahmen schmackhaft zu
machen. Bei der anvisierten Steigerung der
Frauenerwerbsquote steht neben einer aus-
gebauten Kinderbetreuung eine Reform des
Ehegattensplittings im Vordergrund.

Derzeit zahlen Ehepaare für ihr gemein-
sames Einkommen so viel an Steuern als
würden beide gleich viel verdienen, was in
der Praxis aufgrund des mit dem Einkom-
men steigenden Steuersatzes zu umso mehr
Steuerersparnis führt, je ungleicher das tat-
sächliche Einkommensverhältnis ist. Da-
durch ist es für den Geringverdiener in der
Ehe vergleichsweise unattraktiv, mehr zu
arbeiten – ein „Fehlanreiz“, für dessen Be-
seitigung die Forscher mehrere Optionen
vorschlagen, die zumeist auf eine Strei-
chung des Splittings und die ersatzweise
Gewährung spezieller Freibeträge hinaus-
laufen.

Drei Varianten für
massive Kürzungen
In der Rentenpolitik schlagen die Ökono-
men im Wesentlichen drei Rentenkür-
zungsvarianten vor. Durch eine Anhebung
des Renteneintrittsalters alle zehn Jahre
um sechs Monate könnte das Verhältnis von
durchschnittlicher Rentenbezugsphase zur
Beitragsphase, das sich durch die steigende
Lebenserwartung immer weiter verschlech-
tert, in etwa konstant gehalten werden; die
abschlagsfreie Frührente für diejenigen, die
bereits 45 Beitragszahlerjahre hinter sich
gebracht haben, solle entfallen. Möglich
wäre zweitens eine Rentenkürzung über die
Erhöhung des „Nachhaltigkeitsfaktors“, der
bereits in der aktuellen Rentenformel den
Rentenanstieg bremst, wenn sich das Ver-
hältnis von Rentnern zu Beitragszahlern zu
ungünstig entwickelt. Alternativ könnte der
Rentenanstieg statt wie bisher an die Lohn-
entwicklung grundsätzlich nur noch an die
de etwas weniger bekommen als bisher, und
armutsgefährdete Rentner am unteren En-
de der Einkommensskala etwas mehr.

„Wenn man den Rentnern nichts weg-
nimmt, dann nimmt man automatisch der
Jugend was weg“, begründet die Vorsitzen-
de Schnitzer die Vorschläge der Ratsmehr-
heit. Allerdings: Zwei der fünf Wirtschafts-
weisen haben abweichende Einzelmeinun-
gen begründet. Grimm befürchtet, dass der
Abschied vom Äquivalenzprinzip (wer viel
einzahlt, bekommt viel heraus) der Akzep-
tanz der Rentenversicherung schwächen
könnte. Zudem könne man im Steuersys-
tem besser zielgenauer umverteilen. Dem
Duisburger Ökonomen Achim Truger hin-
gegen sind die Vorschläge zur Rentenpolitik
„zu radikal“. Die insgesamt massiven Kür-
zungen führten dazu, dass für viele Beschäf-
tigte „die Lebensstandardsicherung über
die gesetzliche Rente de facto beendet
wird“.

Bleibt als Alternative zur Milderung der
demographischen Krise noch: Einwande-
rung. 250 000 Einwanderer pro Jahr sind
im „Referenzszenario“ des Sachverständi-
genrates sowieso schon unterstellt, 578 000
Migranten kamen durchschnittlich wäh-
rend der letzten zehn Jahre. Eine Nettozu-
wanderung von 400 000 „durchschnittlich
integrierten“ Zuwanderern (von denen 70
Prozent erwerbstätig wären) könnte das
Produktionspotential stabilisieren und das
Rentensystem vorübergehend entlasten.
Um jedes Jahr einen Nettozuzug von
400 000 Menschen zu erreichen, müssten
allerdings „brutto“, um den Wegzug zu
kompensieren, jedes Jahr kontinuierlich et-
wa 1,5 Millionen Menschen nach Deutsch-
land ziehen, meint Grimm, und fügt hinzu:
„die Dimensionen sind irgendwie da“. Ob
sich derartige Steigerungen absehbar leich-
ter verkaufen lassen als Rentenkürzungen,
wird spannend zu beobachten sein.
Die vergessene Krise
Die demographische Alterung wird Auswirkungen auf das Rentensystem haben. Wahrlich keine neue Erkenntnis, aber mit Rentenreformen gewinne man eben
keine Wahlen, meint die Ober-Wirtschaftsweise Monika Schnitzer. Foto: dpa


